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Drucksache 1273 


Antrag 

der Abgeordneten Mauk, Struve, Frau Strobel, Müller (Wehdel) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über gesetzliche Handelsklassen für Erzeug- 
nisse der Landwirtschaft und Fischerei 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Im Gesetz über gesetzliche Handelsklassen 
für Erzeugnisse der Landwirtschaft und Fi- 
scherei vom 17. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 970) erhält der § 3 folgende 
Neufassung: 
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(1) Werden Erzeugnisse nach den ge- 
setzlichen Handelsklassen feilgehalten, an- 
geboten, verkauft oder sonst in den Ver- 
kehr gebracht, so gelten die Eigenschaften, 
welche die Erzeugnisse dieser Handels- 
klasse aufweisen müssen, als zugesichert. 
Vereinbarungen, durch welche die sich 
hieraus in Verbindung mit den Vorschrif- 
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches erge- 
benden Gewährleistungsansprüche ausge- 
schlossen oder beschränkt werden, sind 
unwirksam. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechts- 


verordnung für einzelne landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse Ausnahmen von Ab- 
satz 1 Satz 2 zulassen, soweit dies unter 
Berücksichtigung des Handelsbrauches an- 
gezeigt erscheint und Zwecke dieses Ge- 
setzes nicht entgegenstehen; Vereinbarun- 
gen, durch die zugleich die Minderung, 
die Wandlung, der Anspruch auf Liefe- 
rung einer mangelfreien Sache und der 
Anspruch auf Schadenersatz wegen Nicht- 
erfüllung ausgeschlossen werden, dürfen 
durch eine solche Rechtsverordnung 
nicht zugelassen werden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesctzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 


Bonn, den 17. März 1955 
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Begründung 


Die Neufassung des § 3 ist dringlich gewor- 
den im Zusammenhang mit dem inzwischen 
fertiggestellten Entwurf einer Verordnung 
über gesetzliche Handelsklassen für frisches 
Obst und Gemüse. 

Sowohl die fakultative Einführung von Han- 
delsklassen auf dem Obst- und Gemüsesek- 
tor durch die Handelsklassen- Verordnung 
vom 1. Juli 1953 als auch die jetzt geplante 
obligatorische Einführung durch die fertig- 
gestellte neue Verordnung stehen und fallen 
mit der Änderung des §3 des Handelsklassen- 
gesctzes. Die alte Verordnung von 1953 kam 
wegen der unzureichenden Fassung des § 3 
bisher nicht zur Anwendung; die neue obli- 
gatorische Handelsklassen-Verordnung für 
frisches Obst und Gemüse erfordert zwangs- 
läufig eine vorhergehende oder mindestens 
gleichzeitig in Kraft tretende Änderung des 
§ 3 des Handelsklassengesetzes, wenn sie 
nicht wiederum zu einem Fehlschlag führen 
soll. 

Der bisherige § 3 Abs. 2 des Handcls- 
klassengesetzes ist zu eng gefaßt. Er läßt nur 
zu, daß den Parteien der Ausschluß von 
Schadensersatzansprüchen wegen Nichterfül- 
lung (§ 480 Abs. 2 BGB) gestattet wird. In 
der Obst- und Gemüsewirtschaft ist es jedoch 
Handelsbrauch, auch die Lieferung einer 
mangelfreien Sache (sog. Ersatzlieferung) nach 
§ 480 Abs. 1 BGB auszuschließen. Die Berech- 
tigung dieses Handelsbrauches muß aner- 
kannt werden. Sie liegt darin begründet, daß 
bei der leichten Verderblichkeit dieser Er- 
zeugnisse andernfalls Verdienstmöglichkeit 
und Risiko nicht mehr in einem angemesse- 
nen Verhältnis stünden und die Gefahr einer 
Erhöhung der an sidi freien Handelsspannen 
einträte. 


Die vorgeschlagene neue Fassung des § 3 ist 
einerseits so elastisch gefaßt, daß sie den an- 
erkannten Handelsbräuchen aller Sparten der 
Ernährungswirtschaft, für die Handelsklassen 
in Betracht kommen, ausreichend Rechnung 
trägt. Andererseits ist die darin enthaltene 
Ermächtigung nach Inhalt, Zweck und Aus- 
maß so eingegrenzt, daß mit ihr kein Miß- 
brauch getrieben werden kann. Im übrigen 
wird nicht irgendwer, sondern die Bundes- 
regierung ermächtigt. Nur durch Rechtsver- 
ordnung kann die Regierung den Ausschluß 
einzelner Gewährleistungsansprüche der be- 
teiligten Wirtschaft gestatten. Hierin liegt 
ein doppelter Schutz, so daß gestützt auf den 
neu gefaßten § 3 Abs. 2 nidit etwa Sinn und 
Zweck des Handclsklassengesetzes illusorisch 
gemacht werden könnten. 

Die für den Obst- und Gemüsesektor auf 
Grund der Neufassung des § 3 des Handels- 
klassengesetzes zu erlassende Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung soll sogleich in die 
neue Handelsklassen-Verordnung für frisches 
Obst und Gemüse als besondere Vorschrift 
eingebaut und damit mit dieser im gleichen 
Zuge verkündet werden. Es soll danach den 
Parteien erlaubt werden, nur die Ansprüche 
auf Lieferung einer mangelfreien Sache und 
auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung aus- 
zuschließen. Die anderen Gewährleistungs- 
ansprüche wegen Mängel der Sache, nämlich 
der Anspruch auf Herabsetzung des Kauf- 
preises (Minderung) oder auf Rückgängig- 
machung des Kaufes (Wandlung) bleiben da- 
gegen für frisches Obst und Gemüse, das 
nach Handelsklassen in den Verkehr ge- 
bracht wird, in vollem Umfang bestehen und 
dürfen durch die Parteien weder beschränkt 
noch ausgeschlossen werden. 
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